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Geschäftszahl 

2005/05/0072 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2003/05/0143 E 9. November 2004 RS 5 

(hier nur der erste Satz) 

Stammrechtssatz 

Der Nachbar hat auf die Einhaltung der zulässigen Gebäudehöhe nur in Bezug auf die ihm zugewandten Seiten 
der Außenflächen des Gebäudes einen Rechtsanspruch (vgl. z.B. die hg. Erkenntnisse vom 13. April 1993, Zl. 
92/05/0327, und vom 4. September 2001, Zl. 2001/05/0154). Einwendungen zu den anderen Gebäudefronten 
können die Beschwerdeführer daher nicht zielführend vorbringen. Der Umstand, dass die "Fassadenabwicklung" 
eine rechnerische Einheit darstellt, ändert daran nichts, weil jeder Nachbar nur eine Verletzung der ihm 
zukommenden subjektiv-öffentlichen Rechte geltend machen kann, wovon bei einer von seinem Grundstück 
abgekehrten Front nicht die Rede sein kann (vgl. z.B. das hg. Erkenntnis vom 20. Juni 1995, Zl. 94/05/0172). 
Sind an der der Liegenschaft des Nachbarn zugewandten Front die gesetzlichen und die sich aus dem 
Bebauungsplan ergebenden Anordnungen über die Gebäudehöhe eingehalten, kann er daher in dem in § 134a 
Abs. 1 lit. b BauO für Wien genannten Recht nicht verletzt sein. 


